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Georgiens Beziehungen zur Europäischen Union haben sich im Laufe des Jahres 2016
positiv  entwickelt;  dies  gipfelte  in  der  lang ersehnten Visaliberalisierung.  Seitdem das
Assoziierungsabkommen Mitte 2016 in Kraft trat, konnte Georgien laufend „bedeutende
Fortschritte“ in der Umsetzung erzielen.1 Auch die Parlamentswahlen im Oktober 2016
wurden weitgehend positiv bewertet. Georgien ist ein relativ erfolgreiches Beispiel für die
Östliche Partnerschaft der Europäischen Union. Allerdings löste eine Verfassungsreform,
die Mitte 2017 von der Regierung trotz des Boykotts der Opposition im Schnelldurchgang
durch zwei parlamentarische Lesungen gebracht wurde, Bedenken aus. 

Visaliberalisierung und Assoziierungsabkommen

Nach jahrelangen Bemühungen Georgiens kam die  Europäische Kommission im März
2016 zu dem Schluss, dass das Land – als erster östlicher Nachbarstaat – alle Kriterien für
die Visafreiheit für Reisen unter 90 Tagen erfüllt. Der entsprechende Gesetzgebungspro-
zess geriet jedoch im Rat der Europäischen Union auf Grund „der derzeitigen Flüchtlings-
situation“2 ins Stocken. Mehrere Mitgliedstaaten bestanden darauf, dass die Verordnung
(EG) Nr. 539/2001 bezüglich der Visa-Voraussetzungen3 mit einem stärkeren Aussetzungs-
mechanismus versehen wird. Das heißt, dass mit dessen Hilfe, die Visafreiheit ausgesetzt
werden kann für den Fall, dass die Visaliberalisierung zu einem „erhöhten Migrations-
druck“ führt oder Partnerländer bei der Wiedereinreise nicht ausreichend kooperativ sind.4

Georgien musste als erstes Land darauf warten, dass der Aussetzungsmechanismus an Ort
und Stelle war, bevor der Visaliberalisierung stattgegeben wurde, obwohl der Mechanis-
mus primär als Sicherheitsvorkehrung für mögliche zukünftige Reisefreiheiten für große
Länder wie die Ukraine oder die Türkei vorgesehen war.5 Nachdem der Rat im Oktober
2016  eine  gemeinsame Position  gefunden und diese  mit  dem Europäischen  Parlament
abgestimmt hatte,  wurden  die  Gesetzestexte  im darauffolgenden Februar  verabschiedet
und die Visafreiheit wurde für Georgien Ende März 2017 schließlich Realität. 

Während die öffentliche Aufmerksamkeit auf dem Prozess der Visaliberalisierung lag,
wurde die Kooperation zwischen Georgien und der Europäischen Union gemäß dem Asso-
ziierungsabkommen in vielen Bereichen weiter vertieft. Der Durchführungsbericht 2016
beschreibt Fortschritte in den Bereichen Governance, wirtschaftliche Entwicklung, sekto-
renübergreifende  Zusammenarbeit  und  Bürgerkontakte.  Der  Bericht  listet  aber  auch

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Mira Pütz.
1 Council of the European Union: EU-Georgia Association Council, 2 December 2016, Dok. 710/16.
2 Council of the European Union: Visas: Council confirms agreement on visa liberalisation for Georgia, 20

December 2016, Dok. 793/16.
3 Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001, in: Amtsblatt  der EG L81/1, 21. März

2001, S. 1.
4 Rafał Sadowski: EU-Georgia: delay in the visa liberalisation process, OSW, 15.6.2016.
5 Permanent Representation of Slovakia to the EU: Visa: The Council adopted its negotiating position on

visa liberalization with Georgia, 5.10.2016.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 401



Die Europäische Union und ihre Nachbarn

mehrere Maßnahmen auf, die vor kurzem von Georgien ergriffen wurden, unter anderem
in Bezug auf Misshandlungen in Gefängnissen, den Kampf gegen Korruption, die Förde-
rung  von  kleinen  und  mittelständigen  Unternehmen,  ländliche  Entwicklung  sowie  die
Finanzverwaltung und -kontrolle. Außerdem wird hervorgehoben, dass „der Export von
neuen georgischen Produkten wie Kiwis, Blaubeeren, Nüssen, Knoblauch und Wein in die
Europäische Union ein direktes Resultat der errichteten weitreichenden und umfassenden
Freihandelszone (Deep and Comprehensive Free Trade Area, DCFTA) sei“6. Die Resoluti-
on des Europäischen Parlaments zum Assoziierungsabkommen mit Georgien, Moldawien
und der Ukraine aus dem Jahr 2016 bekräftigte, dass die Assoziierung mit der Europäi-
schen Union aus freien Stücken entstanden sei und sie verurteilte die „Bestrebungen Russ-
lands, den pro-europäischen Kurs [dieser Länder] zu untergraben oder gar zum Scheitern
zu bringen“7.  Es  unterstütze die Umsetzung wirtschaftlicher  Reformen im Rahmen der
DCFTA und warnte vor Bedrohungen für die Medienpluralität, die Unabhängigkeit der
Justiz und einem offenen politischen Klima im Land. 

Parlamentswahlen 2016

Die Organisation für  Sicherheit  und Zusammenarbeit  in Europa (OSZE) beschrieb die
Parlamentswahlen  in  Georgien  im Oktober  2016  als  „kompetitiv“  und  attestierte  eine
„störungsfreie und professionelle Durchführung“, trotz „Anschuldigungen wegen rechts-
widrigen  Wahlkampfverhaltens“,  „vereinzelter  gewalttätiger  Vorfälle“  und Unklarheiten
bezüglich mehrerer Vorschriften des Wahlkodexes.8 Die amtierende Regierungskoalition
„Georgian Dream“ gewann 48 Prozent der Stimmen, was in dem gemischten Verhältnis-
wahlsystem einer  verfassungsgebenden Mehrheit  von  117 der  insgesamt  150  Sitze  im
Parlament gleichkommt. Wenige Wochen nach der Wahl brach die stärkste Oppositions-
partei  United  National  Movement  entzwei.  Der  Assoziationsrat  EU-Georgien  hob  im
Dezember 2016 hervor, dass „eine starke parlamentarische Mehrheit die Verantwortung
für  die  Stärkung  demokratische  Institutionen,  die  Konsolidierung  der  pluralistischen
Demokratie in Georgien sowie für Reformfortschritte zu tragen hat“9.  Vor Weihnachten
begann die neue Regierung mit der Vorbereitung einer Verfassungsreform, wobei sie die
Opposition und Zivilgesellschaft noch miteinbezog. Die Venedig-Kommission gab im Juni
2017 eine weitgehend positive Einschätzung zum Reformentwurf ab.10 Aber nachträgliche
Änderungen der Regierung, wie dass das Verhältniswahlrecht erst 2024 und nicht bereits
2020 eingeführt werden soll, lösten Proteste in der Opposition und Zivilgesellschaft aus.11

Die  Opposition  boykottierte  daraufhin  die  ersten  beiden  Lesungen  im Parlament.  Die
Handhabung dieser Streitfrage durch die Regierung im Herbst 2017 könnte sich auch auf
die weiteren Schritte Georgiens hin zur Union auswirken.
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